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 I N H A L T S V E R Z E I C H N I S  

     

B.  Verordnungen, Verfügungen und 
Bekanntmachungen der Bezirksregierung  

C.  Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen  

 
 

 

Beilage zu Ziffer 246: Allgemeinverfügung zum Erlass einer Veränderungssperre gemäß 
§ 44a I 2 des Gesetzes über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsge-
setz – EnWG)

 
B. Verordnungen, Verfügungen und 

Bekanntmachungen der 
Bezirksregierung  

 
 Allgemeinverfügung zum Erlass      

einer Veränderungssperre gemäß        
§ 44a I 2 des Gesetzes über die Elek-
trizitäts- und Gasversorgung (Ener-
giewirtschaftsgesetz – EnWG) 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
25.05.01.01-Windader West 
 

Düsseldorf, den 08. September 2026 
 

-siehe Beilage zu Ziffer 246- 
 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S. 309 

 

 

 
 Bekanntmachung der 24. Änderung 

des Regionalplans Düsseldorf (RPD) 
im Gebiet der Gemeinde Brüggen 
(Änderung von AFA in ASB-E) 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
32.01.02.01-24. RPÄ 
 

Düsseldorf, den 08. September 2026 
 

Bekanntmachung der 24. Änderung des Regio-
nalplans Düsseldorf (RPD) im Gebiet der Ge-
meinde Brüggen (Änderung von AFA in ASB-E) 
 
Der Regionalrat Düsseldorf hat in seiner 106. Sit-
zung am 25. Juni 2026 unter TOP 7 die 24. Ände-
rung des Regionalplans Düsseldorf (RPD) im        
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Gebiet der Gemeinde Brüggen (Änderung von AFA 
in ASB-E) festgestellt. 
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf als zuständige Re-
gionalplanungsbehörde hat der Landesplanungsbe-
hörde diese Regionalplanänderung angezeigt. 
 
Die Bekanntmachung erfolgt nach § 10 Absatz 1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) vom 22. De-
zember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 224) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 14 Satz 2 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen (LPlG) vom 3. Mai 2005 (GV. 
NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 22. Juni 2026 (GV. NRW. S. 399) geän-
dert worden ist, im Amtsblatt für den Regierungs-
bezirk Düsseldorf. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die Regional-
planänderung wirksam (§ 10 Absatz 1 Halbsatz 2 
ROG). 
 
Mit der Bekanntmachung sind die in der 24. Ände-
rung des Regionalplans Düsseldorf (RPD) im Ge-
biet der Gemeinde Brüggen (Änderung von AFA in 
ASB-E) festgelegten Ziele der Raumordnung nach 
Maßgabe der §§ 4, 5 ROG zu beachten. 
 
Die Regionalplanänderung wird mit der Begrün-
dung, einer Rechtsbehelfsbelehrung, der zusam-
menfassenden Erklärung nach § 10 Absatz 3 ROG 
und der Aufstellung der Überwachungsmaßnahmen 
nach § 8 Absatz 4 Satz 1 ROG auf der Internetseite 
der Bezirksregierung Düsseldorf unter 
 

https://url.nrw/regionalplanung 
 
veröffentlicht (§ 10 Absatz 2 Satz 1 ROG). 
 
Zusätzlich wird eine Einsichtnahme bei der Be-
zirksregierung Düsseldorf, Cecilienallee 2, 40474 
Düsseldorf, gewährt (§ 10 Absatz 2 Satz 2 ROG in 
Verbindung mit § 14 Satz 6 LPlG). 
 
Ich weise darauf hin, dass eine nach § 11 Absatz 1 
Nr. 1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
nach § 11 Absatz 3 ROG beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs sowie eine nach § 11 Absatz 
4 ROG beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über die Umweltprüfung unbeachtlich werden, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung der Regionalplanänderung gegenüber der 
Bezirksregierung Düsseldorf als zuständiger Regio-
nalplanungsbehörde unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind (§ 11 Absatz 5 Satz 1 ROG in 
Verbindung mit § 15 Absatz 3 LPlG). 
 

Zudem weise ich darauf hin, dass über § 11 Absatz 
3 und Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 ROG hinausge-
hend sämtliche Abwägungsmängel eines Raumord-
nungsplans unbeachtlich werden, wenn sie nicht in-
nerhalb von fünf Jahren seit dem Inkrafttreten der 
Regionalplanänderung bei der Bezirksregierung 
Düsseldorf als zuständiger Regionalplanungsbe-
hörde geltend gemacht worden sind (§ 15 Absatz 4 
Satz 1 LPlG). 
 
Gegen die Regionalplanänderung ist ein Antrag im 
Rahmen des Normenkontrollverfahrens vor dem 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen in Münster statthaft. Der Antrag kann in-
nerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Re-
gionalplanänderung gestellt werden. 
 
Im Auftrag 
gez. Oliver Stein 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S. 309 

 

 
 Bekanntmachung der Bezirksregie-

rungen Düsseldorf und Köln sowie 
des Regionalverbands Ruhr zur 
Veröffentlichung der Verfahrensun-
terlagen im Rahmen der gemeinsa-
men Raumverträglichkeitsprüfung 
für die Transportleitung „Delta 
Rhine Corridor – DRC“ für Kohlen-
dioxid (CO2) von Gelsenkirchen und 
Köln/Wesseling über Duisburg nach 
Venlo 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
32.01.02.03-000026 
 

Düsseldorf, den 04. September 2026 
 

Bekanntmachung der Bezirksregierungen Düs-
seldorf und Köln sowie des Regionalverbands 
Ruhr zur Veröffentlichung der Verfahrensun-
terlagen im Rahmen der gemeinsamen Raum-
verträglichkeitsprüfung für die Transportlei-
tung „Delta Rhine Corridor – DRC“ für Kohlen-
dioxid (CO2) von Gelsenkirchen und Köln/Wes-
seling über Duisburg nach Venlo 
 
Die Open Grid Europe GmbH (OGE) plant den 
Neubau einer rund 200 km langen erdverlegten 
Transportleitung „Delta Rhine Corridor – DRC“ für 
Kohlendioxid (CO2). Der DRC ist Kernbestandteil 
des German Carbon Transport Grid und eine ge-
plante Pipeline, durch die CO2 aus Industrieanlagen 
transportiert werden soll. Es geht dabei um CO2 aus 
dem produzierenden Gewerbe, das sich, selbst mit 
modernster Technik, kaum oder gar nicht vermei-
den lässt – zum Beispiel aus den Bereichen Chemie, 
Zement, Kalk und der Abfallverwertung. Damit 
Deutschland seine Klimaziele erreicht, muss dieses 

https://url.nrw/regionalplanung
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CO2 sicher abgeschieden und dorthin gebracht wer-
den, wo es gespeichert oder weiterverwendet wer-
den kann. Durch die geplante CO2-Pipeline soll das 
abgeschiedene CO2 zunächst bis an die Grenze zu 
den Niederlanden und von dort weiter Richtung 
Speicherstätten in der Nordsee transportiert werden. 
Gegenstand des in Rede stehenden Verfahrens ist 
nur die Planung für den DRC in Nordrhein-Westfa-
len (NRW). 
 
Im Rahmen des Projekts sollen die CO2-Leitungs-
abschnitte von Wesseling und Gelsenkirchen bis 
nach Duisburg und von dort aus bis an die nieder-
ländische Grenze in Nettetal / Brüggen umgesetzt 
werden. Vom Startpunkt in Gelsenkirchen verläuft 
ein nördlicher Teil des geplanten DRC zunächst bis 
zu einem Gabelungspunkt nach Duisburg. Von dort 
verzweigt sich der Verlauf in Richtung Venlo, wo 
an der niederländischen Grenze ein Endpunkt er-
reicht wird. Der Gabelungspunkt in Duisburg wird 
von einem weiteren Trassenverlauf des DRC, wel-
cher in Wesseling bei Köln beginnt, auch von Süden 
her erreicht. 
 
Aufgrund des Verlaufes des Antragskorridors und 
der zu prüfenden Alternativen durch sehr unter-
schiedlich geprägte und mehrere raumordnerische 
Zuständigkeitsbereiche wurde durch die OGE in 
Abstimmung mit den zuständigen Regionalpla-
nungsbehörden Bezirksregierung Düsseldorf, Be-
zirksregierung Köln und Regionalverband Ruhr zur 
besseren Übersichtlichkeit für die Unterlagen eine 
Unterteilung in vier Teilabschnitte vorgenommen: 
 Abschnitt Delta 
 Abschnitt 1: Gelsenkirchen – Duisburg 
 Abschnitt 2: Krefeld – Venlo 
 Abschnitt 3: Wesseling – Ratingen 

 
Die OGE (Vorhabenträgerin) hat am 01.09.2026 die 
Verfahrensunterlagen digital eingereicht und die 
Durchführung einer Raumverträglichkeitsprüfung 
für den DRC bei den zuständigen Regionalpla-
nungsbehörden beantragt. 
 
Die zuständige Behörde für die Raumverträglich-
keitsprüfung ist nach § 32 Absatz 1 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (LPlG) die je-
weils zuständige Regionalplanungsbehörde. Gemäß 
§ 4 Absatz 1 LPlG sind für den Abschnitt Delta der 
Regionalverband Ruhr und die Bezirksregierung 
Düsseldorf, für den 1. Abschnitt der Regionalver-
band Ruhr, für den 2. Abschnitt der Regionalver-
band Ruhr und die Bezirksregierung Düsseldorf 
und für den 3. Abschnitt die Bezirksregierungen 
Köln und Düsseldorf regional zuständig. 
 
Nach § 40 Absatz 1 Nr. 2 lit. c der Verordnung zur 
Durchführung des Landesplanungsgesetzes (Lan-
desplanungsgesetzDVO – LPlG DVO) ist in NRW 
für raumbedeutsame Kohlendioxidleitungen mit ei-
nem Durchmesser von mehr als 300 mm mit 

überörtlicher Bedeutung die Durchführung einer 
Raumverträglichkeitsprüfung vorgesehen. 
 
Zwar wird nach § 16 Absatz 2 Satz 3 Raumord-
nungsgesetz (ROG) u.a. für Gas- und Wasserstoff-
leitungen mit einem Durchmesser von mehr als 300 
Millimetern in der Regel keine Raumverträglich-
keitsprüfung durchgeführt, es sei denn, dass die zu-
ständige Raumordnungsbehörde erwartet, dass das 
Vorhaben zu erheblichen raumbedeutsamen Kon-
flikten mit den Erfordernissen der Raumordnung 
oder mit anderen raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen führen wird (vgl. § 16 Absatz 2 Satz 4 
ROG). 
 
Beim DRC handelt sich um ein raumbedeutsames 
Vorhaben mit überörtlicher Bedeutung, bei dem er-
hebliche raumbedeutsame Konflikte im Sinne von 
§ 16 Absatz 2 Satz 4 ROG zu erwarten sind. Daher 
führen die zuständigen Regionalplanungsbehörden 
für das Vorhaben Delta Rhine Corridor (DRC) eine 
gemeinsame Raumverträglichkeitsprüfung durch. 
 
Gegenstand der Raumverträglichkeitsprüfung sind 
1. die Prüfung der raumbedeutsamen Auswirkun-

gen des Vorhabens unter überörtlichen Ge-
sichtspunkten, insbesondere die Übereinstim-
mung mit den Erfordernissen der Raumord-
nung und die Abstimmung mit anderen raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen, 

2. die Prüfung der ernsthaft in Betracht kommen-
den Standort- oder Trassenalternativen und 

3. die überschlägige Prüfung der Auswirkungen 
des Vorhabens auf die Schutzgüter nach § 2 
Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung unter Berücksichtigung der 
Kriterien nach Anlage 3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 

Gemäß § 15 Absatz 3 ROG haben die Öffentlichkeit 
und die in ihren Belangen berührten öffentlichen 
Stellen Gelegenheit, Stellung zu nehmen. Die Ver-
fahrensunterlagen bestehen aus einem allgemeinen 
und technischen Erläuterungsbericht (Teil A), einer 
Prüfung der Raumverträglichkeit und der Umwelt-
auswirkungen (Teil B) einer Natura 2000-Verträg-
lichkeitsuntersuchung (Teil C) und einer arten-
schutzrechtlichen Ersteinschätzung (Teil D). Zur 
besseren Nachvollziehbarkeit wird in den Verfah-
rensunterlagen der Bezug zu den Teilabschnitten 
hergestellt. 
 
Die Untersuchungsräume, innerhalb derer das Kor-
ridornetz für das Vorhaben liegt, erstrecken sich 
über folgende Kreise, Städte bzw. Gemeinden der 
betroffenen Planungsregionen: 
 
- Abschnitt Delta 

 Planungsregion Düsseldorf                      
kreisfreie Stadt Krefeld; kreisfreie Stadt 
Düsseldorf; Kreis Mettmann: Ratingen 
 



 312 

 Planungsregion Regionalverband Ruhr          
kreisfreie Stadt Duisburg; kreisfreie Stadt 
Mülheim an der Ruhr; kreisfreie Stadt 
Oberhausen; Kreis Wesel: Moers 

- Abschnitt 1: Gelsenkirchen – Duisburg 
 Planungsregion Regionalverband Ruhr          

kreisfreie Stadt Bottrop; kreisfreie Stadt 
Duisburg; kreisfreie Stadt Essen; kreis-
freie Stadt Gelsenkirchen; kreisfreie Stadt 
Mülheim an der Ruhr; kreisfreie Stadt 
Oberhausen; Kreis Recklinghausen: 
Dorsten, Gladbeck; Kreis Wesel: Dinsla-
ken, Hünxe, Schermbeck 

- Abschnitt 2: Krefeld – Venlo 
 Planungsregion Düsseldorf  

Kreis Kleve: Kerken, Rheurdt, Straelen, 
Wachtendonk; Kreis Viersen: Brüggen, 
Grefrath, Kempen, Nettetal, Schwalmtal, 
Tönisvorst, Viersen, Willich 

 Planungsregion Regionalverband Ruhr 
Kreis Wesel: Moers, Neukirchen-Vluyn 

- Abschnitt 3: Wesseling – Ratingen 
 Planungsregion Köln 

kreisfreie Stadt Köln; kreisfreie Stadt Le-
verkusen; Rheinisch Bergischer Kreis: 
Bergisch Gladbach, Burscheid, Leichlin-
gen, Odenthal; Rhein-Erft-Kreis: Berg-
heim, Brühl, Erftstadt, Frechen, Hürth, 
Kerpen, Pulheim, Wesseling; Rhein-Sieg-
Kreis: Bornheim, Niederkassel; Kreis Eus-
kirchen: Weilerswist 

 Planungsregion Düsseldorf 
kreisfreie Stadt Düsseldorf; kreisfreie 
Stadt Solingen; kreisfreie Stadt Wupper-
tal; Rhein-Kreis Neuss: Dormagen, Meer-
busch, Neuss, Rommerskirchen; Kreis 
Mettmann: Erkrath, Haan, Heiligenhaus, 
Hilden, Langenfeld, Mettmann, Monheim 
am Rhein, Ratingen, Velbert, Wülfrath 

 Planungsregion Regionalverband Ruhr 
kreisfreie Stadt Essen; kreisfreie Stadt 
Mülheim an der Ruhr 
 

Veröffentlichung: 
Die Verfahrensunterlagen können in der Zeit vom 
25. September 2026 bis einschließlich zum 26. 
Oktober 2026 online über das zentrale Beteiligung-
sportal des Landes NRW (Beteiligung NRW) unter 
der Adresse 

https://beteiligung.nrw.de/k/1031007 
unter dem Titel 

Raumverträglichkeitsprüfung für die Trans-
portleitung "Delta Rhine Corridor – DRC" für 

Kohlendioxid (CO2) 
abgerufen werden. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet können 
die Verfahrensunterlagen während des oben ge-
nannten Veröffentlichungszeitraums eingesehen 
werden bei 

 der Bezirksregierung Köln, Scheidtweiler-
straße 4, 50933 Köln, Raum W1.04.131, 
Öffnungszeiten: montags bis freitags: 9:00 
Uhr bis 15:00 Uhr. Es wird um vorherige 
Terminvereinbarung unter der Telefon-
nummer 0221/147-2032 oder per E-Mail 
an dezernat32@bezreg-koeln.nrw.de  ge-
beten. Die Zugangsmöglichkeit zu den 
Verfahrensunterlagen erfolgt mittels eines 
elektronischen Lesegeräts. 

 der Bezirksregierung Düsseldorf, Ceci-
lienallee 2, 40474 Düsseldorf, Raum 363, 
Öffnungszeiten: montags bis donnerstags: 
9:00 Uhr bis 15:00 Uhr, freitags: 9:00 Uhr 
bis 14:00 Uhr. Es wird um vorherige Ter-
minvereinbarung unter der Telefonnum-
mer 0211/475-2395 oder per E-Mail an 
Dez32.Regionalplanung@brd.nrw.de  ge-
beten. 

 und beim Regionalverband Ruhr, Kron-
prinzenstraße 6, 45128 Essen, Raum 232, 
Öffnungszeiten: montags bis donnerstags: 
09:00 Uhr bis 15:00 Uhr, freitags: 09:00 
Uhr bis 14:00 Uhr. Es wird um vorherige 
Terminvereinbarung unter der Telefon-
nummer 0201/2069-6358 oder per E-Mail 
unter regionalplanung@rvr.ruhr  gebeten. 
 

Stellungnahmen: 
Die Öffentlichkeit und die in ihren Belangen be-
rührten öffentlichen Stellen können während der 
oben genannten Veröffentlichungsfrist Stellung-
nahmen zu den Verfahrensunterlagen abgeben. De-
ren Übermittlung soll gemäß § 15 Absatz 3 Satz 6 
ROG elektronisch unter dem nachfolgenden Link 
 

https://beteiligung.nrw.de/k/1031007 
 

erfolgen. 
 
Alternativ bestehen die folgenden Möglichkeiten 
zur Abgabe einer Stellungnahme bei den zuständi-
gen Regionalplanungsbehörden: 

 Bezirksregierung Düsseldorf: vor Ort 
(Hausbriefkasten der Bezirksregierung 
Düsseldorf, Cecilienallee 2, 40474 Düssel-
dorf), per Post (Bezirksregierung Düssel-
dorf, Dezernat 32, Postfach 300865, 40408 
Düsseldorf) oder per E-Mail an Dez32.Re-
gionalplanung@brd.nrw.de. Die Abgabe 
einer Stellungnahme zur Niederschrift ist 
bei der Bezirksregierung Düsseldorf, Ce-
cilienallee 2, 40474 Düsseldorf, Raum 
363, möglich. Öffnungszeiten: montags 
bis donnerstags: 9:00 Uhr bis 15:00 Uhr, 
freitags: 9:00 Uhr bis 14:00 Uhr. Es wird 
um vorherige Terminvereinbarung unter 
der Telefonnummer 0211/475-2395 oder 
per E-Mail an                                               
Dez32.Regionalplanung@brd.nrw.de ge-
beten. 

mailto:dezernat32@bezreg-koeln.nrw.de
mailto:Dez32.Regionalplanung@brd.nrw.de
mailto:regionalplanung@rvr.ruhr
https://beteiligung.nrw.de/k/1031007
mailto:Dez32.Regionalplanung@brd.nrw.de
mailto:Dez32.Regionalplanung@brd.nrw.de
mailto:Dez32.Regionalplanung@brd.nrw.de
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 Bezirksregierung Köln: per Post (Bezirks-
regierung Köln, Dezernat 32, 50606 
Köln). Abgabe einer Stellungnahme vor 
Ort oder zur Niederschrift bei der Bezirks-
regierung Köln, Dienstgebäude Scheidt-
weilerstraße 4, 50933 Köln, Raum 
W1.04.131, möglich. Öffnungszeiten: 
montags bis freitags: 9:00 Uhr bis 15:00 
Uhr. Es wird um vorherige Terminverein-
barung unter der Telefonnummer 
0221/147-2032 oder per E-Mail an           
dezernat32@bezreg-koeln.nrw.de gebe-
ten. 

 Regionalverband Ruhr: per E-Mail an      
regionalplanung@rvr.ruhr, per Post (Regi-
onalverband Ruhr, Regionalplanungsbe-
hörde, Postfach 10 32 64, 45032 Essen). 
Die Abgabe einer Stellungnahme vor Ort 
oder zur Niederschrift ist beim Regional-
verband Ruhr, Regionalplanungsbehörde, 
Kronprinzenstr. 6, 45128 Essen möglich. 
Öffnungszeiten: montags bis donnerstags: 
9:00 Uhr bis 15:00 Uhr, freitags: 9:00 Uhr 
bis 14:00 Uhr. Es wird um vorherige Ter-
minvereinbarung unter der Telefonnum-
mer 0201/2069-6358 oder per E-Mail an 
regionalplanung@rvr.ruhr gebeten. 
 

Eine Benachrichtigung über den Eingang der Stel-
lungnahme erfolgt grundsätzlich nicht. 
 
Weiteres Verfahren: 
Die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen 
können gemäß § 32 Absatz 2 LPlG mit den betei-
ligten öffentlichen Stellen und den Personen des 
Privatrechts nach § 4 ROG erörtert werden und wer-
den im weiteren Verfahren in die Abwägung einbe-
zogen. Die Entscheidung über die Durchführung ei-
nes Erörterungstermins steht im Ermessen der zu-
ständigen Regionalplanungsbehörden. Die gut-
achterliche Stellungnahme wird ohne Begründung 
als Ergebnis des Verfahrens ohne eine gesonderte 
Benachrichtigung in den Amtsblättern der Bezirks-
regierungen Arnsberg, Düsseldorf, Köln und Müns-
ter gemäß § 32 Absatz 3 LPlG bekannt gegeben. 
Das Ergebnis der Raumverträglichkeitsprüfung ist 
als sonstiges Erfordernis der Raumordnung im 
nachfolgenden Zulassungsverfahren zu berücksich-
tigen und kann nur im Rahmen des Rechtsbehelfs-
verfahrens gegen die Zulassungsentscheidung über-
prüft werden. 
 
Hinweise: 
Etwaige Kosten, die durch Einsichtnahme in die 
Verfahrensunterlagen und/oder die Abgabe von 
Stellungnahmen entstehen, werden nicht erstattet. 
Sollten Sie eine Stellungnahme abgeben, werden 
die darin enthaltenen personenbezogenen Daten (z. 
B. Name, Anschrift, E-Mail-Adresse) gespeichert 
und im Rahmen der Auswertung der Stellungnah-
men verarbeitet. Die Stellungnahmen werden dem 

Träger des Vorhabens sowie den am Verfahren be-
teiligten Behörden und Stellen – soweit erforderlich 
– bekannt gegeben. Auf Verlangen werden Ihr 
Name und Ihre Anschrift unkenntlich gemacht, so-
weit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts 
der Stellungnahme erforderlich sind. Die Verarbei-
tung erfolgt auf Grundlage der gesetzlichen Bestim-
mungen. Weitere Informationen zum Datenschutz 
erhalten Sie auf den Internetseiten der jeweiligen 
Bezirksregierung bzw. des Regionalverband Ruhr. 
Diese Informationen können zudem über die Inter-
netseite Beteiligung NRW unter der Adresse 
 

https://beteiligung.nrw.de/k/1031007 
 

abgerufen werden. 
 
Im Auftrag 
gez. Stefan Weiss 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S. 310 
 
 

 Öffentliche Bekanntmachung eines 
Planergänzungsbeschlusses 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
52.05.00-LOH-Z-158-22 
 

Düsseldorf, den 08. September 2026 
 

Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 74 Abs. 5 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) 
über die Erteilung eines Planergänzungsbe-
schlusses für die Errichtung und den Betrieb ei-
ner DK I-Deponie am Standort der Bergehalde 
Lohmannsheide in Duisburg-Baerl 
 
I. 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat der DAH1 
GmbH, Im Emscherbruch 11, 45699 Herten, mit 
Datum vom 31.08.2026 unter dem Aktenzeichen 
52.05.00-LOH-Z-158-22 einen Planergänzungsbe-
schluss zum Planfeststellungsbeschluss vom 
20.06.2024 für die Errichtung und den Betrieb einer 
DK I-Deponie am Standort der Bergehalde Loh-
mannsheide in Duisburg-Baerl erteilt. 
 
II. 
Der verfügende Teil des Planergänzungsbeschlus-
ses lautet: 
 
I. 
Auf den Antrag der DAH1 GmbH vom 28.05.2026, 
dieser ergänzt und erweitert durch den Antrag vom 
03.07.2026, wird gemäß § 35 Abs. 2 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (KrWG) i. V. m § 75 Abs. 1a S. 2 Hs. 
2 Alt. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) der 
Plan für die Errichtung und den Betrieb einer DK I-
Deponie (Deponie Lohmannsheide) vom 
20.06.2024 – AZ: 52.05.00-LOH-Z-158-22 - nach 
Maßgabe der in Teil 2: I. aufgeführten Unterlagen 

mailto:dezernat32@bezreg-koeln.nrw.de
https://beteiligung.nrw.de/k/1031007
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und den in Teil 2: II. festgelegten Inhalts- und Ne-
benbestimmungen wie folgt ergänzt: 
 
1. Es wird festgestellt, dass ein zwingender Ver-

sagungsgrund gemäß § 36 Abs. 1 Nr. 1 lit. a) 
i.V.m. § 15 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 KrWG wegen 
Fehlens einer Abschlussbetriebsplanzulassung 
der Bergbehörde für die Oberfläche oder sonst 
für die Wiedernutzbarmachung der Bergehalde 
Lohmannsheide nicht vorliegt. 

2. Es wird festgestellt, dass der Standort der Ber-
gehalde Lohmannsheide, insbesondere der Teil 
der Oberfläche der Bergehalde Lohmanns-
heide, der gemäß dem Planfeststellungsbe-
schluss vom 20.06.2024 durch das Deponie-
vorhaben Lohmannsheide in Anspruch genom-
men werden darf, gemäß § 35 Abs. 2 Satz 1 
i.V.m. § 36 Abs. 1 Nr. 1 lit. a) und § 15 Abs. 2 
KrWG sowie i.V.m. § 3 Abs. 1 i.V.m. Anhang 
1 Nr. 1. (Standort und geologische Barriere) 
DepV für eine Deponienutzung geeignet ist.  

3. Nach erneuter und ergänzender Abwägung 
zwischen den für und gegen das Vorhaben 
sprechenden öffentlichen Belangen, insbeson-
dere dem Entsorgungsinteresse und den von 
der Anlage nachteilig betroffenen öffentlichen 
Belangen wird festgestellt, dass ein öffentli-
ches Interesse an der Durchführung von mög-
licherweise erforderlichen Maßnahmen zur Sa-
nierung der nachteiligen Grundwasserverände-
rung einer Zulassung und Durchführung des 
Deponievorhabens Lohmannsheide nicht ent-
gegensteht und dieses öffentliche Interesse 
nicht das öffentliche Interesse an einer hinrei-
chenden Deponiekapazität überwiegt. 

4. Nach erneuter und ergänzender Abwägung 
wird festgestellt, dass im Ergebnis einer ver-
gleichenden Prüfung und Abwägung aller 
ernsthaft in Betracht kommenden Standortal-
ternativen unter Berücksichtigung der ihnen je-
weils zukommenden Bedeutung und der von 
ihnen jeweils berührten öffentlichen und priva-
ten Belange der Standort auf dem Haldenpla-
teau der bestehenden Bergehalde Lohmanns-
heide am besten geeignet zur Errichtung einer 
neuen DK I-Deponie ist. 

5. Es wird festgestellt, dass Erfordernisse der 
Raumordnung und Belange des Städtebaus 
i.S.d. § 36 Abs. 1 Nr. 1 lit. a) i.V.m. § 15 Abs. 
2 Satz 2 Nr. 5 KrWG der Zulassung und Durch-
führung des Deponievorhabens Lohmanns-
heide nicht entgegenstehen. 

6. Nach erneuter und ergänzender Abwägung 
wird festgestellt, dass Erfordernisse der Raum-
ordnung und Belange des Städtebaus auch 
sonst nicht das öffentliche Interesse an einer 
hinreichenden Deponiekapazität überwiegen 
und die Gesamtabwägung insoweit zu Gunsten 
des Deponievorhabens Lohmannsheide in der 
planfestgestellten Fassung unter Berücksichti-
gung der festgesetzten und ergänzten Nebenbe-
stimmungen ausfällt. 

II. Kosten 
Die DAH1 GmbH hat die Kosten des Verfahrens zu 
tragen. Für diese Entscheidung werden keine Ver-
waltungsgebühren erhoben. 
 
Die Rechtsbehelfsbelehrung lautet: 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines 
Monats nach Zustellung Klage bei dem Oberver-
waltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, erhoben wer-
den. 
Hinweis: Der Beschluss ergeht unter Auflagen.  
 
III. 
1. Da mehr als 50 Zustellungen des Planergän-

zungsbeschlusses vorzunehmen wären, wird 
die Zustellung gemäß § 74 Abs. 5 VwVfG 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 

2. Der Planergänzungsbeschluss wird der Vorha-
benträgerin individuell zugestellt. Gegenüber 
denjenigen, die durch das Vorhaben betroffen 
sind, und denjenigen, über deren Einwendun-
gen entschieden worden ist, sowie den Vereini-
gungen, über deren Stellungnahmen entschie-
den worden ist, wird die Zustellung durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt. Diesbezüg-
lich gilt der Beschluss mit dem Ende der Aus-
legung als zugestellt (§ 74 Abs. 5 Satz 3 
VwVfG). 

3. Der Planergänzungsbeschluss (einschließlich 
Rechtsbehelfsbelehrung) und die als Bestand-
teil des Planergänzungsbeschluss festgestellten 
Unterlagen liegen in der Zeit vom  
 
21.09.2026 bis einschließlich 05.10.2026 

 
bei der Stadt Duisburg 
 im Amt für Stadtentwicklung und Projektma-

nagement, Friedrich-Albert-Lange-Platz 7 
(Stadthaus), Raum U28 in 47051 Duisburg 
während der Dienststunden: 

 Montags nur mit vorheriger telefonischer Ab-
sprache unter: 0203-283 6426                       
Dienstags von 08:00 bis 13:00 sowie von 13:30 
bis 15:30 Uhr 
Mittwochs von 08:00 bis 13:00 sowie von 
13:30 bis 15:30 Uhr 
Donnerstags nur mit vorheriger telefonischer 
Absprache unter: 0203-283 6426                       
Freitags von 08:00 bis 14:00 Uhr.  

 Bitte bei der Pförtnerloge anmelden. 
 

Sowie 
bei der Stadt Moers,  
 Rathausplatz 1, 47441 Moers, 2. Stock im alten 

Rathausteil, Raum 2.025                                      
während der Dienststunden von Montag bis 
Donnerstag 08:30 – 12:00 Uhr und 14:00 – 
16:00 Uhr sowie Freitag 08:30 – 12:00 Uhr 

zur Einsicht aus. 
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In den betroffenen Gemeinden Duisburg und Moers 
erfolgt die Bekanntgabe über die Auslegung in orts-
üblicher Weise. 
 
4. Der Planergänzungsbeschluss (Textteil) kann 

bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist von den 
Betroffenen und denjenigen, die Einwendun-
gen erhoben haben, schriftlich oder elektro-
nisch bei der Bezirksregierung Düsseldorf an-
gefordert werden. Die Anforderung ist unter 
Angabe des Aktenzeichens 52.05.00-LOH-Z-
158-22 an die Bezirksregierung Düsseldorf, 
Dezernat 52, Postfach 300865, 40408 Düssel-
dorf oder poststelle@brd.nrw.de zu richten.  

5. Dieser Bekanntmachungstext, der Planergän-
zungsbeschluss und die Planunterlagen können 
innerhalb des o. g. Auslegungszeitraums auch 
auf der Internetseite der Bezirksregierung Düs-
seldorf (www.brd.nrw.de) unter der Rubrik 
„Services“ -> „Offenlagen“ eingesehen wer-
den. Maßgeblich ist der Inhalt der zur Einsicht 
ausgelegten Unterlagen. Während des Ausle-
gungszeitraums können der Bekanntma-
chungstext, der Planergänzungsbeschluss und 
die Planunterlagen auch über das UVP-Portal 
(www.uvp-verbund.de), eingesehen werden. 

 
Im Auftrag 
gez. Claudia Renn 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S. 313 
 
 

 Bekanntmachung über die genehmi-
gungsfreie Zulässigkeit für ein Vor-
haben der Hüttenwerke Krupp 
Mannesmann GmbH in Duisburg 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
53.03-0077961-0010-A15-0169/26 
 

Düsseldorf, den 09. September 2026 
 

Bekanntmachung über die genehmigungsfreie 
Zulässigkeit für ein Vorhaben der Hüttenwerke 
Krupp Mannesmann GmbH in Duisburg 
 
Anzeige nach § 15 Abs. 1 und Abs. 2 a BImSchG 
zur störfallrelevanten Änderung der Kokerei 
durch Außerbetriebnahme der Batterie 2 sowie 
Änderungen im Bereich Gasaufbereitung, Koh-
lenwertstoffanlage, bio. Abwasserbehandlung u. 
Kühlwasserwirtschaft 
 
Die Hüttenwerke Krupp Mannesmann GmbH be-
treibt am Standort an der Ehinger Straße 200 in 
47259 Duisburg eine nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) genehmigungsbedürf-
tige Anlage in Form einer Kokerei. Die Genehmi-
gungsbedürftigkeit der v. g. Anlage ergibt sich aus 
§ 1 i. V. m. Nr. 1.11 des Anhangs 1 der Verordnung 

über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BIm-
SchV). Bei dem Betriebsgelände der Hüttenwerke 
Krupp Mannesmann GmbH handelt es sich auf-
grund des Vorhandenseins von gefährlichen Stof-
fen, die die in Anhang 1 der Störfall-Verordnung 
(12. BImSchV) genannten Mengenschwellen errei-
chen oder überschreiten, um einen Betriebsbereich 
der oberen Klasse gemäß § 3 Abs. 5 a BImSchG i. 
V. m. § 2 Nr. 2 der 12. BImSchV. In der Kokerei 
werden Stoffe gehandhabt, die dem Anwendungs-
bereich der Störfall-Verordnung unterliegen, so 
dass die Anlage sicherheitsrelevanter Teil des Be-
triebsbereiches ist.  
 
Gegenstand der vorliegenden störfallrelevanten Än-
derung ist die Außerbetriebnahme der Batterie 2 so-
wie daraus resultierende Änderungen durch Weg-
fall von einzelnen Anlagenteilen im Bereich 
Gasaufbereitung, Kohlenwertstoffanlage, biologi-
scher Abwasserbehandlung und Kühlwasserwirt-
schaft. 
 
Im Hinblick auf verursachte Geräuschemissionen, 
luftgetragene Emissionen, entstehende Abfälle so-
wie das Abwasser sind mit dem Vorhaben im Ver-
gleich zum Status Quo keine nachteiligen Auswir-
kungen verbunden. Im Ergebnis ist festzustellen, 
dass eine Wesentlichkeit der angezeigten Änderung 
i. S. d. § 16 Abs. 1 BImSchG nicht vorliegt und so-
mit ein Änderungsgenehmigungsverfahren entbehr-
lich ist.  
 
Den Anzeigeunterlagen liegt auch eine Übersicht 
über die wegfallenden sicherheitsrelevanten Anla-
genteile sowie über die zukünftig im Betrieb vor-
handenen Mengen störfallrelevanter Stoffe bei. 
Nach Prüfung der Anzeige gemäß § 15 Abs. 2 a 
BImSchG ist demnach ferner festzustellen, dass 
durch die störfallrelevante Änderung der angemes-
sene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzob-
jekten nicht erstmalig unterschritten, der bereits un-
terschrittene Sicherheitsabstand räumlich nicht 
noch weiter unterschritten sowie keine erhebliche 
Gefahrenerhöhung ausgelöst wird. Der Stand der 
Sicherheitstechnik bleibt an den weiter betriebenen 
Anlagenteilen unverändert. Die störfallrelevante 
Änderung bedarf somit keiner Genehmigung nach 
§ 16 a BImSchG. 
 
Im Auftrag 
gez. Anna Lena Möller 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S. 315 

 

 
 Bekanntmachung über die genehmi-

gungsfreie Zulässigkeit für ein Vor-
haben der Exolum Aviation Ger-
many GmbH in Düsseldorf 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
53.04-0023830-0001-A23a-5/26 
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Düsseldorf, den 04. September 2026 
 
Bekanntmachung über die genehmigungsfreie 
Zulässigkeit für ein Vorhaben der Exolum Avia-
tion Germany Gmbh in Düsseldorf 
 
Anzeige nach § 23 a BImSchG zur störfallrele-
vanten Errichtung und Betrieb eines Kerosin-
Tanklagers am Flughafen Düsseldorf mit Tank-
lager und Kesselwagenverladung 
 
Die Exolum Aviation Germany Gmbh plant die Er-
richtung und den Betrieb eines Tanklagers für Flug-
treibstoffe (im wesentlichen Kerosin daher im Fol-
genden als Kersosin-Tanklager bezeichnet) am 
Standort an der Frachtstr. 33 in 40474 Düsseldorf 
am Flughafen Düsseldorf. 
 
Das Kerosin-Tanklager am Flughafen Düsseldorf 
bestehend aus dem Tanklager, Frachtstr. 33, der 
Kesselwagenverladung, Frachtstr. 5, und verbin-
dender Rohrleitung. Aufgrund der eingelagerten 
Mengen (Nettovolumen 9.000 m³) handelt es sich 
bei dem Kerosin-Tanklager um eine nicht genehmi-
gungsbedürftige Anlage nach § 22 BImSchG. Im 
Kerosin-Tanklager werden Stoffe gehandhabt, die 
dem Anwendungsbereich der Störfall-Verordnung 
unterliegen. Durch die Errichtung der Anlage ent-
steht ein Betriebsbereich der unteren Klasse nach 
Störfallverordnung (12. BImSchV), da die Mengen-
schwelle der Stoffliste im Anhang I der 12. BIm-
SchV für die Stoffgruppe 2.3.2 in Spalte 4 über-
schritten ist. 
 
Die oben beschriebene störfallrelevante Errichtung 
und der Betrieb im Sinne des § 3 Abs. 5 b BImSchG 
wurden gemäß § 23 a BImSchG angezeigt. Entspre-
chend wurde geprüft, ob durch die störfallrelevante 
Errichtung und den Betrieb der Anlage der ange-
messene Sicherheitsabstand im Sinne von § 3 Abs. 
5 c BImSchG zu benachbarten Schutzobjekten ge-
mäß § 3 Abs. 5 d BImSchG unterschritten wird. 
 
Das angezeigte Vorhaben wird in zwei Phasen um-
gesetzt. In der ersten Phase wird das Tanklager er-
richtet. In der zweiten Phase wird eine Kesselwa-
genverladung zur Anlieferung von Flugtreibstoffen 
über die Schiene errichtet. Dort sollen Kesselwagen 
im Freigefälle und somit drucklos entleert werden. 
Der Transfer zu den Lagertanks erfolgt über Pum-
pen durch eine doppelwandige, unterirdische Rohr-
leitung. 
 
Im Rahmen dieser Anzeige nach § 23 a BImSchG 
sind die angemessenen Sicherheitsabstände im Um-
feld des sich ergebenden Betriebsbereiches gutacht-
lich von einer sachverständigen Person nach § 29 b 
BImSchG ermittelt worden.  
Das Gutachten gem. Art 13 Seveso-III-Richtlinie 
bzw. § 50 BImSchG wurde im Rahmen einer Plau-

sibilitätsprüfung durch mein Haus bewertet. Im Er-
gebnis ist festzustellen, dass die getroffenen Aussa-
gen des v. g. Gutachtens plausibel sind.  
 
Die nahegelegene Autobahn A44 ist nicht von dem 
im Gutachten berechneten Sicherheitsabstands des 
Tanklagers betroffen. Die drei weiteren betroffenen 
ggfs. relevanten Objekte, die SkyTrain-Trasse, das 
Parkhaus P5 und die S-Bahntrasse (S-Bahnlinie 
S11), sind nicht als Schutzgut gemäß § 3 Abs. 5 b 
BImSchG einzustufen. 
 
Die störfallrelevante Änderung bedarf somit keiner 
Genehmigung nach § 23 b BImSchG. Andere Er-
laubnisse (z.B. die Baugenehmigung) werden nicht 
in diese Entscheidung einkonzentriert und sind von 
den jeweils zuständigen Stellen in separaten Ver-
fahren unter Berücksichtigung ihrer jeweiligen Be-
lange zu prüfen.  
 
Im Auftrag 
gez. Kristine Jaenichen 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S. 315 
 

Öffentliche Zustellung gemäß § 10 
LZG NRW 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
26.24.02 AES 1552254-0 
 

Düsseldorf, den 09. September 2026 
 
Gemäß § 10 Abs. 1 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG 
NRW) wird bekannt gegeben, dass ein Schreiben 
für: 
 
Herrn Ouassim El Allati, geb. am 22.09.1996 in Ut-
recht, zuletzt wohnhaft in: Verlengde Houtrak-
gracht 289, 3544 EB, Utrecht 
 
im Zimmer 3043 des Dienstgebäudes der Bezirks-
regierung Düsseldorf, Am Bonneshof 35 in 40474 
Düsseldorf, dem Empfänger oder seinen Bevoll-
mächtigten während der Dienststunden zur Einsicht 
ausliegt. 
 
Das Dokument wird durch diese öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt. Hierdurch können Fristen 
in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können. 
 
Das Schreiben gilt mit dem Tage als zugestellt, an 
dem seit dem Tage des Veröffentlichens zwei Wo-
chen verstrichen sind. 
 
Im Auftrag 
Iderhoff 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S. 316 
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C. Rechtsvorschriften und 
Bekanntmachungen anderer Behörden 

und Dienststellen 
 

 Bekanntmachung der Bezirksregie-
rungen Düsseldorf und Köln sowie 
des Regionalverbands Ruhr zur 
Veröffentlichung der Verfahrensun-
terlagen im Rahmen der gemeinsa-
men Raumverträglichkeitsprüfung 
für die Transportleitung „Delta 
Rhine Corridor – DRC“ für Kohlen-
dioxid (CO2) von Gelsenkirchen und 
Köln/Wesseling über Duisburg nach 
Venlo 

 
Bekanntmachung der Bezirksregierungen Düs-
seldorf und Köln sowie des Regionalverbands 
Ruhr zur Veröffentlichung der Verfahrensun-
terlagen im Rahmen der gemeinsamen Raum-
verträglichkeitsprüfung für die Transportlei-
tung „Delta Rhine Corridor – DRC“ für Kohlen-
dioxid (CO2) von Gelsenkirchen und Köln/Wes-
seling über Duisburg nach Venlo 
 
Der Regionaldirektor    
des Regionalverbands Ruhr 
als Regionalplanungsbehörde 
 
Essen, 04.09.2026 
 
Die Open Grid Europe GmbH (OGE) plant den 
Neubau einer rund 200 km langen erdverlegten 
Transportleitung „Delta Rhine Corridor – DRC“ für 
Kohlendioxid (CO2). Der DRC ist Kernbestandteil 
des German Carbon Transport Grid und eine ge-
plante Pipeline, durch die CO2 aus Industrieanlagen 
transportiert werden soll. Es geht dabei um CO2 aus 
dem produzierenden Gewerbe, das sich, selbst mit 
modernster Technik, kaum oder gar nicht vermei-
den lässt – zum Beispiel aus den Bereichen Chemie, 
Zement, Kalk und der Abfallverwertung. Damit 
Deutschland seine Klimaziele erreicht, muss dieses 
CO2 sicher abgeschieden und dorthin gebracht wer-
den, wo es gespeichert oder weiterverwendet wer-
den kann. Durch die geplante CO2-Pipeline soll das 
abgeschiedene CO2 zunächst bis an die Grenze zu 
den Niederlanden und von dort weiter Richtung 
Speicherstätten in der Nordsee transportiert werden. 
Gegenstand des in Rede stehenden Verfahrens ist 
nur die Planung für den DRC in Nordrhein-Westfa-
len (NRW). 
 
Im Rahmen des Projekts sollen die CO2-Leitungs-
abschnitte von Wesseling und Gelsenkirchen bis 
nach Duisburg und von dort aus bis an die nieder-
ländische Grenze in Nettetal / Brüggen umgesetzt 
werden. Vom Startpunkt in Gelsenkirchen verläuft 
ein nördlicher Teil des geplanten DRC zunächst bis 
zu einem Gabelungspunkt nach Duisburg. Von dort 

verzweigt sich der Verlauf in Richtung Venlo, wo 
an der niederländischen Grenze ein Endpunkt er-
reicht wird. Der Gabelungspunkt in Duisburg wird 
von einem weiteren Trassenverlauf des DRC, wel-
cher in Wesseling bei Köln beginnt, auch von Süden 
her erreicht. 
 
Aufgrund des Verlaufes des Antragskorridors und 
der zu prüfenden Alternativen durch sehr unter-
schiedlich geprägte und mehrere raumordnerische 
Zuständigkeitsbereiche wurde durch die OGE in 
Abstimmung mit den zuständigen Regionalpla-
nungsbehörden Bezirksregierung Düsseldorf, Be-
zirksregierung Köln und Regionalverband Ruhr zur 
besseren Übersichtlichkeit für die Unterlagen eine 
Unterteilung in vier Teilabschnitte vorgenommen: 
 Abschnitt Delta 
 Abschnitt 1: Gelsenkirchen – Duisburg 
 Abschnitt 2: Krefeld – Venlo 
 Abschnitt 3: Wesseling – Ratingen 

 
Die OGE (Vorhabenträgerin) hat am 01.09.2026 die 
Verfahrensunterlagen digital eingereicht und die 
Durchführung einer Raumverträglichkeitsprüfung 
für den DRC bei den zuständigen Regionalpla-
nungsbehörden beantragt. 
 
Die zuständige Behörde für die Raumverträglich-
keitsprüfung ist nach § 32 Absatz 1 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (LPlG) die je-
weils zuständige Regionalplanungsbehörde. Gemäß 
§ 4 Absatz 1 LPlG sind für den Abschnitt Delta der 
Regionalverband Ruhr und die Bezirksregierung 
Düsseldorf, für den 1. Abschnitt der Regionalver-
band Ruhr, für den 2. Abschnitt der Regionalver-
band Ruhr und die Bezirksregierung Düsseldorf 
und für den 3. Abschnitt die Bezirksregierungen 
Köln und Düsseldorf regional zuständig. 
 
Nach § 40 Absatz 1 Nr. 2 lit. c der Verordnung zur 
Durchführung des Landesplanungsgesetzes (Lan-
desplanungsgesetzDVO – LPlG DVO) ist in NRW 
für raumbedeutsame Kohlendioxidleitungen mit ei-
nem Durchmesser von mehr als 300 mm mit 
überörtlicher Bedeutung die Durchführung einer 
Raumverträglichkeitsprüfung vorgesehen. 
 
Zwar wird nach § 16 Absatz 2 Satz 3 Raumord-
nungsgesetz (ROG) u.a. für Gas- und Wasserstoff-
leitungen mit einem Durchmesser von mehr als 300 
Millimetern in der Regel keine Raumverträglich-
keitsprüfung durchgeführt, es sei denn, dass die zu-
ständige Raumordnungsbehörde erwartet, dass das 
Vorhaben zu erheblichen raumbedeutsamen Kon-
flikten mit den Erfordernissen der Raumordnung 
oder mit anderen raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen führen wird (vgl. § 16 Absatz 2 Satz 4 
ROG).                                                                                                                                            
Beim DRC handelt sich um ein raumbedeutsames 
Vorhaben mit überörtlicher Bedeutung, bei dem er-
hebliche raumbedeutsame Konflikte im Sinne von 
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§ 16 Absatz 2 Satz 4 ROG zu erwarten sind. Daher 
führen die zuständigen Regionalplanungsbehörden 
für das Vorhaben Delta Rhine Corridor (DRC) eine 
gemeinsame Raumverträglichkeitsprüfung durch.   
 
Gegenstand der Raumverträglichkeitsprüfung sind 
1. die Prüfung der raumbedeutsamen Auswirkun-

gen des Vorhabens unter überörtlichen Ge-
sichtspunkten, insbesondere die Übereinstim-
mung mit den Erfordernissen der Raumord-
nung und die Abstimmung mit anderen raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen, 

2. die Prüfung der ernsthaft in Betracht kommen-
den Standort- oder Trassenalternativen und 

3. die überschlägige Prüfung der Auswirkungen 
des Vorhabens auf die Schutzgüter nach § 2 
Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung unter Berücksichtigung der 
Kriterien nach Anlage 3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 

Gemäß § 15 Absatz 3 ROG haben die Öffentlichkeit 
und die in ihren Belangen berührten öffentlichen 
Stellen Gelegenheit, Stellung zu nehmen. Die Ver-
fahrensunterlagen bestehen aus einem allgemeinen 
und technischen Erläuterungsbericht (Teil A), einer 
Prüfung der Raumverträglichkeit und der Umwelt-
auswirkungen (Teil B) einer Natura 2000-Verträg-
lichkeitsuntersuchung (Teil C) und einer arten-
schutzrechtlichen Ersteinschätzung (Teil D). Zur 
besseren Nachvollziehbarkeit wird in den Verfah-
rensunterlagen der Bezug zu den Teilabschnitten 
hergestellt. 
 
Die Untersuchungsräume, innerhalb derer das Kor-
ridornetz für das Vorhaben liegt, erstrecken sich 
über folgende Kreise, Städte bzw. Gemeinden der 
betroffenen Planungsregionen: 
 
- Abschnitt Delta 

 Planungsregion Düsseldorf                      
kreisfreie Stadt Krefeld; kreisfreie Stadt 
Düsseldorf; Kreis Mettmann: Ratingen 

 Planungsregion Regionalverband Ruhr          
kreisfreie Stadt Duisburg; kreisfreie Stadt 
Mülheim an der Ruhr; kreisfreie Stadt 
Oberhausen; Kreis Wesel: Moers 

- Abschnitt 1: Gelsenkirchen – Duisburg 
 Planungsregion Regionalverband Ruhr          

kreisfreie Stadt Bottrop; kreisfreie Stadt 
Duisburg; kreisfreie Stadt Essen; kreis-
freie Stadt Gelsenkirchen; kreisfreie Stadt 
Mülheim an der Ruhr; kreisfreie Stadt 
Oberhausen; Kreis Recklinghausen: 
Dorsten, Gladbeck; Kreis Wesel: Dinsla-
ken, Hünxe, Schermbeck 

- Abschnitt 2: Krefeld – Venlo 
 Planungsregion Düsseldorf 

Kreis Kleve: Kerken, Rheurdt, Straelen, 
Wachtendonk; Kreis Viersen: Brüggen, 
Grefrath, Kempen, Nettetal, Schwalmtal, 

Tönisvorst, Viersen, Willich 
 Planungsregion Regionalverband Ruhr 

Kreis Wesel: Moers, Neukirchen-Vluyn 
- Abschnitt 3: Wesseling – Ratingen 

 Planungsregion Köln                                                           
kreisfreie Stadt Köln; kreisfreie Stadt Le-
verkusen; Rheinisch Bergischer Kreis: 
Bergisch Gladbach, Burscheid, Leichlin-
gen, Odenthal; Rhein-Erft-Kreis: Berg-
heim, Brühl, Erftstadt, Frechen, Hürth, 
Kerpen, Pulheim, Wesseling; Rhein-Sieg-
Kreis: Bornheim, Niederkassel; Kreis Eus-
kirchen: Weilerswist 

 Planungsregion Düsseldorf 
kreisfreie Stadt Düsseldorf; kreisfreie 
Stadt Solingen; kreisfreie Stadt Wupper-
tal; Rhein-Kreis Neuss: Dormagen, Meer-
busch, Neuss, Rommerskirchen; Kreis 
Mettmann: Erkrath, Haan, Heiligenhaus, 
Hilden, Langenfeld, Mettmann, Monheim 
am Rhein, Ratingen, Velbert, Wülfrath 

 Planungsregion Regionalverband Ruhr 
kreisfreie Stadt Essen; kreisfreie Stadt 
Mülheim an der Ruhr 
 

Veröffentlichung: 
Die Verfahrensunterlagen können in der Zeit vom 
25. September 2026 bis einschließlich zum 26. 
Oktober 2026 online über das zentrale Beteiligung-
sportal des Landes NRW (Beteiligung NRW) unter 
der Adresse 

https://beteiligung.nrw.de/k/1031007 
unter dem Titel 

Raumverträglichkeitsprüfung für die Trans-
portleitung "Delta Rhine Corridor – DRC" für 

Kohlendioxid (CO2) 
abgerufen werden. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet können 
die Verfahrensunterlagen während des oben ge-
nannten Veröffentlichungszeitraums eingesehen 
werden bei 

 der Bezirksregierung Köln, Scheidtweiler-
straße 4, 50933 Köln, Raum W1.04.131, 
Öffnungszeiten: montags bis freitags: 9:00 
Uhr bis 15:00 Uhr. Es wird um vorherige 
Terminvereinbarung unter der Telefon-
nummer 0221/147-2032 oder per E-Mail 
an dezernat32@bezreg-koeln.nrw.de ge-
beten. Die Zugangsmöglichkeit zu den 
Verfahrensunterlagen erfolgt mittels eines 
elektronischen Lesegeräts. 

 der Bezirksregierung Düsseldorf, Ceci-
lienallee 2, 40474 Düsseldorf, Raum 363, 
Öffnungszeiten: montags bis donnerstags: 
9:00 Uhr bis 15:00 Uhr, freitags: 9:00 Uhr 
bis 14:00 Uhr. Es wird um vorherige Ter-
minvereinbarung unter der Telefonnum-
mer 0211/475-2395 oder per E-Mail an 
Dez32.Regionalplanung@brd.nrw.de ge-
beten. 
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 und beim Regionalverband Ruhr, Kron-
prinzenstraße 6, 45128 Essen, Raum 232, 
Öffnungszeiten: montags bis donnerstags: 
09:00 Uhr bis 15:00 Uhr, freitags: 09:00 
Uhr bis 14:00 Uhr. Es wird um vorherige 
Terminvereinbarung unter der Telefon-
nummer 0201/2069-6358 oder per E-Mail 
unter regionalplanung@rvr.ruhr gebeten. 
 

Stellungnahmen: 
Die Öffentlichkeit und die in ihren Belangen be-
rührten öffentlichen Stellen können während der 
oben genannten Veröffentlichungsfrist Stellung-
nahmen zu den Verfahrensunterlagen abgeben. De-
ren Übermittlung soll gemäß § 15 Absatz 3 Satz 6 
ROG elektronisch unter dem nachfolgenden Link 
 

https://beteiligung.nrw.de/k/1031007 
 

erfolgen. 
 
Alternativ bestehen die folgenden Möglichkeiten 
zur Abgabe einer Stellungnahme bei den zuständi-
gen Regionalplanungsbehörden: 

 Bezirksregierung Düsseldorf: vor Ort 
(Hausbriefkasten der Bezirksregierung 
Düsseldorf, Cecilienallee 2, 40474 Düssel-
dorf), per Post (Bezirksregierung Düssel-
dorf, Dezernat 32, Postfach 300865, 40408 
Düsseldorf) oder per E-Mail an Dez32.Re-
gionalplanung@brd.nrw.de. Die Abgabe 
einer Stellungnahme zur Niederschrift ist 
bei der Bezirksregierung Düsseldorf,     
Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, Raum 
363, möglich. Öffnungszeiten: montags 
bis donnerstags: 9:00 Uhr bis 15:00 Uhr, 
freitags: 9:00 Uhr bis 14:00 Uhr. Es wird 
um vorherige Terminvereinbarung unter 
der Telefonnummer 0211/475-2395 oder 
per E-Mail an Dez32.Regionalpla-
nung@brd.nrw.de gebeten. 

 Bezirksregierung Köln: per Post (Bezirks-
regierung Köln, Dezernat 32, 50606 
Köln). Abgabe einer Stellungnahme vor 
Ort oder zur Niederschrift bei der Bezirks-
regierung Köln, Dienstgebäude Scheidt-
weilerstraße 4, 50933 Köln, Raum 
W1.04.131, möglich. Öffnungszeiten: 
montags bis freitags: 9:00 Uhr bis 15:00 
Uhr. Es wird um vorherige Terminverein-
barung unter der Telefonnummer 
0221/147-2032 oder per E-Mail an dezer-
nat32@bezreg-koeln.nrw.de gebeten. 

 Regionalverband Ruhr: per E-Mail an      
regionalplanung@rvr.ruhr, per Post (Regi-
onalverband Ruhr, Regionalplanungsbe-
hörde, Postfach 10 32 64, 45032 Essen). 
Die Abgabe einer Stellungnahme vor Ort 
oder zur Niederschrift ist beim Regional-
verband Ruhr, Regionalplanungsbehörde, 
Kronprinzenstr. 6, 45128 Essen möglich. 

Öffnungszeiten: montags bis donnerstags: 
9:00 Uhr bis 15:00 Uhr, freitags: 9:00 Uhr 
bis 14:00 Uhr. Es wird um vorherige Ter-
minvereinbarung unter der Telefonnum-
mer 0201/2069-6358 oder per E-Mail an 
regionalplanung@rvr.ruhr gebeten. 
 

Eine Benachrichtigung über den Eingang der Stel-
lungnahme erfolgt grundsätzlich nicht. 
 
Weiteres Verfahren: 
Die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen 
können gemäß § 32 Absatz 2 LPlG mit den betei-
ligten öffentlichen Stellen und den Personen des 
Privatrechts nach § 4 ROG erörtert werden und wer-
den im weiteren Verfahren in die Abwägung einbe-
zogen. Die Entscheidung über die Durchführung  
eines Erörterungstermins steht im Ermessen der zu-
ständigen Regionalplanungsbehörden. Die gut-
achterliche Stellungnahme wird ohne Begründung 
als Ergebnis des Verfahrens ohne eine gesonderte 
Benachrichtigung in den Amtsblättern der Bezirks-
regierungen Arnsberg, Düsseldorf, Köln und Müns-
ter gemäß § 32 Absatz 3 LPlG bekannt gegeben. 
Das Ergebnis der Raumverträglichkeitsprüfung ist 
als sonstiges Erfordernis der Raumordnung im 
nachfolgenden Zulassungsverfahren zu berücksich-
tigen und kann nur im Rahmen des Rechtsbehelfs-
verfahrens gegen die Zulassungsentscheidung über-
prüft werden. 
 
Hinweise: 
Etwaige Kosten, die durch Einsichtnahme in die 
Verfahrensunterlagen und/oder die Abgabe von 
Stellungnahmen entstehen, werden nicht erstattet. 
Sollten Sie eine Stellungnahme abgeben, werden 
die darin enthaltenen personenbezogenen Daten (z. 
B. Name, Anschrift, E-Mail-Adresse) gespeichert 
und im Rahmen der Auswertung der Stellungnah-
men verarbeitet. Die Stellungnahmen werden dem 
Träger des Vorhabens sowie den am Verfahren be-
teiligten Behörden und Stellen – soweit erforderlich 
– bekannt gegeben. Auf Verlangen werden Ihr 
Name und Ihre Anschrift unkenntlich gemacht, so-
weit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts 
der Stellungnahme erforderlich sind. Die Verarbei-
tung erfolgt auf Grundlage der gesetzlichen Bestim-
mungen. Weitere Informationen zum Datenschutz 
erhalten Sie auf den Internetseiten der jeweiligen 
Bezirksregierung bzw. des Regionalverband Ruhr. 
Diese Informationen können zudem über die Inter-
netseite Beteiligung NRW unter der Adresse 
 

https://beteiligung.nrw.de/k/1031007 
 

abgerufen werden. 
 
Im Auftrag 
gez. Markus Gerber 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S. 317
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die  

Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – Cecilienallee 2 - 40474 Düsseldorf oder in elektronischer Form an 
amtsblatt@brd.nrw.de zu richten. 

 
Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger erscheint wöchentlich. 

 Redaktionsschluss: Mittwoch der Vorwoche 10:00 Uhr. 
 

Laufender Bezug nur im Abonnement. Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 51,00 €. 
 

Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €.  
Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 1,80 € Versandkosten erhoben.  

Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 1,80 € Versandkosten. 
 

Abonnementsbestellungen und -kündigungen: 
zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 

 
Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Düsseldorf 

Druck, Vertrieb, Bezug und Herausgeber:  
 

Bezirksregierung Düsseldorf 
Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, 
Auskunft unter Tel. 0211/475-2232 

E-Mail: amtsblatt@brd.nrw.de 
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